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Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant,  
 
nachfolgend haben wir in dieser Ausgabe wieder aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuer- und 
Wirtschaftsrecht für Sie zusammengestellt.  
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Spenden 
Wie Sie Gutes tun und Steuern sparen 
 
Wenn Sie Geld, Sachwerte oder Ihre Arbeitszeit 
spenden, möchten Sie diese milde Gabe in der 
Regel auch von der Steuer absetzen. Damit das 
gelingt, sind einige Regeln zu beachten, die die 
Steuerberaterkammer Stuttgart kürzlich zusam-
mengefasst hat: 
 

· Empfänger und Zweck: Die Spende 
muss an steuerbegünstigte Organisatio-
nen (z.B. gemeinnützige Vereine) fließen 
und einen religiösen, wissenschaftlichen, 
gemeinnützigen, kulturellen, wirtschaftli-
chen oder politischen Zweck fördern. 

· Spendenabzug: Spenden an politische 
Parteien sind mit 50 %, maximal 825 € pro 
Jahr (bei Zusammenveranlagung: 
1.650 €) direkt von der tariflichen Einkom-
mensteuer abziehbar. Darüber hinausge-
hende Beträge dürfen (begrenzt) als Son-
derausgaben abgezogen werden. Alle an-
deren Spenden können bis zu 20 % des 
Gesamtbetrags der Einkünfte als Sonder-
ausgaben abgesetzt werden. 

· Spendenhöhe: Sachspenden sind grund-
sätzlich mit dem Markt- bzw. Verkehrswert 
abziehbar. Bei neuen Gegenständen 
kann der Einkaufspreis angesetzt werden, 
der sich leicht durch den Kaufbeleg nach-
weisen lässt. Werden gebrauchte Gegen-
stände gespendet, ist für den Spendenab-
zug der Wert zu ermitteln, der bei einem 
Verkauf zu erzielen wäre. Hierbei spielen 
also die Art und der Zustand des Gegen-
stands sowie die Marktnachfrage eine 
Rolle. 

· Zeitspende: Wer seine Arbeitszeit spen-
det, muss im Vorfeld der Tätigkeit eine an-
gemessene Vergütung mit der begünstig-
ten Organisation vereinbaren und später 
auf dieses Geld verzichten - die ausblei-
bende Vergütung lässt sich als Spende 
absetzen. 

 
Hinweis: Spendenbescheinigungen müssen Sie 
Ihrer Steuererklärung nicht mehr beifügen. Nur auf 
Anforderung des Finanzamts müssen Sie die Be-
lege noch nachreichen. Daher ist es ratsam, Spen-
denbescheinigungen aufzubewahren. Für Spen-
den bis 300 € (an gemeinnützige Organisationen, 
staatliche Behörden oder politische Parteien) und 
für Spenden in Katastrophenfällen ist keine Spen-
denquittung erforderlich. In diesen Fällen muss als 
Spendennachweis nur der Bareinzahlungsbeleg 
oder der Buchungsnachweis der Bank (z.B. der 
Kontoauszug oder Nachweise über Onlinezah-
lungsdienste wie PayPal) aufbewahrt werden. 
 

 
Honorare 

Nachträgliche Bescheidkorrektur nach  
Doppelversteuerung möglich 
 
Steuerbescheide dürfen nur dann nachträglich ge-
ändert werden, wenn eine Korrekturnorm der Ab-
gabenordnung anwendbar ist. Innerhalb der ein-
monatigen Einspruchsfrist ist eine Änderung noch 
weitgehend problemlos möglich, danach müssen 
besondere Voraussetzungen für eine Änderung 
erfüllt sein. Beispielsweise muss dann eine neue 
Tatsache vorliegen. Will der Steuerzahler eine 
Herabsetzung der Steuer erwirken, darf ihn zudem 
kein grobes Verschulden daran treffen, dass die 
neue Tatsache erst nachträglich bekanntgewor-
den ist. 
 
Ein angestellter Chefarzt aus NRW hat nun vor 
dem Bundesfinanzhof (BFH) von dieser Korrektur-
norm profitiert. Sein Arbeitgeber hatte ihm eine 
feste monatliche Vergütung gezahlt und ihm dane-
ben das Liquidationsrecht für von ihm erbrachte 
wahlärztliche Leistungen eingeräumt. Die Hono-
rare für die stationär erbrachten Wahlleistungen 
wurden über ein privates Dienstleistungsunterneh-
men abgerechnet und dem Privatkonto des Arztes 
gutgeschrieben. Deshalb ging der Steuerberater 
des Mediziners davon aus, dass die Honorare in 
die Einkünfte aus selbständiger Arbeit eingeflos-
sen waren. 
 
Was Berater und Arzt nicht wussten: Das Kran-
kenhaus hatte die Einnahmen aus den stationär 
erbrachten Wahlleistungen parallel bereits als 
steuerpflichtigen Arbeitslohn erfasst und dem 
Lohnsteuerabzug unterworfen. In der Gehaltsmit-
teilung waren die Einnahmen versteckt in der Zeile 
„Mitversteuerung“ ausgewiesen. Es kam, wie es 
kommen musste: Das Finanzamt besteuerte die 
Honorare im Einkommensteuerbescheid erklä-
rungsgemäß als Arbeitslohn und als Einkünfte aus 
selbständiger Arbeit. Der Fehler fiel erst nach Ab-
lauf der einmonatigen Einspruchsfrist auf, so dass 
das Finanzamt eine Bescheidänderung ablehnte. 
Vor dem BFH konnte der Chefarzt nun jedoch eine 
Änderung aufgrund neuer Tatsachen erwirken. 
 
Der BFH hat entschieden, dass weder den Arzt 
noch seinen Steuerberater ein grobes Verschul-
den daran trifft, dass die neue Tatsache (die dop-
pelte Versteuerung) erst nachträglich bekanntge-
worden ist. Dem Arzt hatte sich die falsche Erfas-
sung seiner Honorare nicht aufdrängen müssen, 
da die Zuordnung von wahlärztlichen Leistungen 
zu einem Dienstverhältnis eine wertende Einzel-
fallbetrachtung der Gesamtumstände erforderlich 
macht. Beruht eine Steuererklärung auch auf ei-
nem Rechtsirrtum, ist dies dem Steuerzahler in der 
Regel nicht als grobes Verschulden anzulasten. 
Entlastend für den Chefarzt wirkte sich zudem 
aus, dass das Krankenhaus ihn nicht über die 
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Versteuerung der Honorare als Arbeitslohn infor-
miert hatte. 
 
Hinweis: Auch dem Steuerberater war kein gro-
bes Verschulden anzulasten, da für den Doppel-
ansatz nicht die unzureichende Prüfung der steu-
erlichen Rechtslage ausschlaggebend war, son-
dern die kaum erkennbare Erfassung im Bruttoar-
beitslohn. 
 

Mitarbeitermotivation 
Wie Sie den Nettolohn Ihrer Beschäftigten 
optimieren können 
 
Arbeitgeber können ihrer Belegschaft geldwerte 
Zusatzleistungen gewähren, die im Gegensatz 
zum regulären Arbeitslohn steuerlich begünstigt 
oder sogar steuerfrei sind. Von der Zahlung 
kommt dann ein höheres Nettogehalt im Geldbeu-
tel des Arbeitnehmers an als bei einer regulären 
Gehaltserhöhung. Die - kombinierbaren - Möglich-
keiten im Überblick: 
 

· Inflationsausgleichsprämie: Sie können 
Ihren Mitarbeitern zwischen dem 
26.10.2022 und dem 31.12.2024 bis zu 
3.000 € steuer- und sozialversicherungs-
frei gewähren, um die gestiegene Inflation 
auszugleichen. Voraussetzung ist, dass 
die Zahlung zusätzlich zum normalen Ar-
beitslohn erfolgt. 

· Steuerfreie Beihilfe: In Notfällen wie 
Krankheit oder Unfall können Sie betroffe-
nen Mitarbeitern eine Beihilfe von bis zu 
600 € im Jahr steuerfrei zahlen. Die Bei-
hilfe gilt beispielsweise auch für Mitarbei-
ter, die vom Krieg in der Ukraine betroffen 
sind. 

· Mobilität: Mitarbeiter können entlastet 
werden, wenn Sie sich an deren Fahrtkos-
ten beteiligen. Beim Jobticket für den 
ÖPNV übernehmen Sie entweder zusätz-
lich zur normalen Arbeitsvergütung oder 
im Rahmen der Barlohnumwandlung die 
Kosten des Tickets. Das Jobticket ist 
steuer- und abgabenfrei. Das neue 49-€-
Ticket kann ebenfalls steuerlich als Jobti-
cket begünstigt werden. 

· Jobrad und E-Bike: Stellen Sie Ihren Mit-
arbeitern zusätzlich zum Gehalt ein Fahr-
rad oder E-Bike zur beruflichen und priva-
ten Nutzung zur Verfügung, ist dies eben-
falls steuer- und sozialversicherungsfrei. 
Außerdem dürfen Sie Ihren Mitarbeitern 
die Nutzung von praxiseigenen E-Lade-
säulen gestatten oder sich am Erwerb 
bzw. der Nutzung einer privaten E-Lade-
säule finanziell beteiligen. Gewährte Zu-
schüsse werden arbeitgeberseitig pau-
schal mit 25 % versteuert. 

· Kinderbetreuung: Steuern und Sozialab-
gaben fallen ebenfalls nicht an, wenn Sie 
einen Zuschuss zu den Kosten für die Kin-
derbetreuung eines noch nicht schul-
pflichtigen Kindes des Mitarbeiters zahlen 
oder diese Kosten vollständig überneh-
men. 

· Gutscheine: Mitarbeiter können steuer- 
und abgabenfrei Gutscheine für Waren 
und Dienstleistungen (z.B. Einkaufs- oder 
Tankgutscheine) bis zu einem Wert von 
maximal 50 € pro Monat erhalten. 

· Weiterbildung: Auch Zuschüsse zu Wei-
terbildungen und Sprachkursen bleiben 
steuer- und abgabenfrei. 

· Gesundheitsförderung: Kosten für 
Kurse zur Stärkung der mentalen und kör-
perlichen Fitness der Mitarbeiter (z.B. Er-
nährungsberatung oder Raucherentwöh-
nung) können Sie bis zu einem Betrag von 
600 € pro Jahr steuer- und abgabenfrei 
übernehmen. 

 
Hinweis: Hinsichtlich dieser Alternativen zur klas-
sischen Gehaltserhöhung und der möglichen 
Steuer- und Beitragsersparnis im Einzelfall bera-
ten wir Sie gern ausführlich. 
 

Kostenübernahme 
Arbeitslohncharakter erstatteter Parkgebüh-
ren bestätigt 
 
Die Erstattung von Parkgebühren an Arbeitneh-
mer führt zu Arbeitslohn, wenn die Kosten bereits 
durch die Entfernungspauschale abgegolten sind. 
Die Erstattung von Parkgebühren durch den Ar-
beitgeber begünstigt bei fehlenden kostenlosen 
Parkmöglichkeiten zwar ein pünktliches Erschei-
nen und damit einen reibungslosen Betriebsab-
lauf. Die Kostenübernahme erfolgt aber nach An-
sicht des Finanzgerichts Niedersachsen dennoch 
nicht im überwiegend eigenbetrieblichen Interesse 
des Arbeitgebers. Sie ist immer auch im Interesse 
der Arbeitnehmer, die diese Kosten anderenfalls 
selbst tragen müssten. 
 

Nebentätigkeit 
Pauschalen für Betriebsausgaben haben 
sich erhöht 
 
Wer hauptberuflich als selbständiger Schriftsteller 
oder Journalist arbeitet oder im Nebenberuf einer 
wissenschaftlichen, künstlerischen oder schrift-
stellerischen Nebentätigkeit nachgeht (auch Vor-
trags-, Lehr- und Prüfungstätigkeit), darf seine Be-
triebsausgaben mit festen Pauschalen abziehen. 
Das Bundesfinanzministerium hat diese Pauscha-
len ab 2023 wie folgt angehoben: 
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· Hauptberuflich selbständige Schriftsteller 
und Journalisten dürfen nach wie vor 
30 % ihrer Betriebseinnahmen pauschal 
als Betriebsausgaben abziehen, maximal 
sind 3.600 € abziehbar (bisher 2.455 €). 

· Wie bisher dürfen für wissenschaftliche, 
künstlerische oder schriftstellerische Ne-
bentätigkeiten (auch nebenberufliche Vor-
trags-, Lehr- und Prüfungstätigkeiten) 
25 % der Betriebseinnahmen als Be-
triebsausgaben abgezogen werden. Der 
maximal abziehbare Betrag wurde hier 
von 614 € auf 900 € jährlich angehoben. 
Dieser Höchstbetrag ist auch bei mehre-
ren Nebentätigkeiten nur einmal abzieh-
bar. Wer nebenberuflich bereits vom steu-
erfreien Übungsleiter-Freibetrag von 
3.000 € profitiert, kann den pauschalen 
Betriebsausgabenabzug weiterhin nicht 
nutzen. 

 
Hinweis: Steuerzahler können etwaige höhere 
Betriebsausgaben auch durch Einzelnachweis er-
mitteln. Daher empfiehlt es sich, die Betriebsaus-
gaben (z.B. Reisekosten, Kosten für Arbeitsmittel 
etc.) während des Jahres zunächst genau festzu-
halten. Sind die gesamten tatsächlichen Kosten 
am Ende des Jahres geringer als die pauschal ab-
ziehbaren Betriebsausgaben, sollte man den Pau-
schalabzug nutzen. Sind die tatsächlichen Kosten 
höher, sollte man diese zum Ansatz bringen. 
 

Inflationsausgleichsprämie 
Sonderzahlung oder dauerhafte 
Lohnerhöhung? 
 
Arbeitgeber können ihren Beschäftigten zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn Leistun-
gen zur Abmilderung der gestiegenen Verbrau-
cherpreise gewähren. Sie können ihren Arbeitneh-
mern in der Zeit vom 26.10.2022 bis zum 
31.12.2024 jeweils eine Inflationsausgleichsprä-
mie (IAP) bis zu 3.000 € (Höchstbetrag) zahlen, 
die steuer- und sozialversicherungsfrei ist. 
 
Die Steuer- und Sozialversicherungsfreiheit gilt 
auch für Arbeitslohnzahlungen von dritter Seite. 
Sie gilt aber nur für Sonderzahlungen des Arbeit-
gebers. Dabei spielt es keine Rolle, ob die Sonder-
zahlungen in Form einer Einmalleistung, in meh-
reren Teilbeträgen oder gleichmäßig verteilt zwi-
schen dem 26.10.2022 und dem 31.12.2024 er-
bracht werden. Dauerhafte Lohnerhöhungen sind 
dagegen nicht begünstigt. Erfreulicherweise ist es 
für die Steuer- und Sozialversicherungsfreiheit der 
IAP unschädlich, wenn sie im Zusammenhang 
bzw. in Kombination mit einer dauerhaften Lohn-
erhöhung zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn gewährt wird. 
 

Beispiel: Der Arbeitgeber gewährt seinen Arbeit-
nehmern eine IAP in Höhe von insgesamt 2.000 €, 
die in mehreren Schritten ausgezahlt werden soll, 
beginnend mit einer Sonderzahlung von 1.000 € 
im Juni 2023. Monatliche Sonderzahlungen in 
Höhe von jeweils 200 € sollen dann in den Mona-
ten Juli 2023 bis einschließlich November 2023 
geleistet werden. Ab dem 01.12.2023 soll der 
Lohn dauerhaft um monatlich 300 € erhöht wer-
den. Auch die dauerhafte Lohnerhöhung wird mit 
Inflationsgesichtspunkten begründet. 
 
Die einzelnen Komponenten der Lohnerhöhung 
sind getrennt voneinander zu beurteilen: 
Die in mehreren Teilbeträgen gewährte IAP in 
Höhe von insgesamt 2.000 € ist steuer- und sozi-
alversicherungsfrei. Die danach einsetzende regu-
läre - und dauerhaft wirkende – Lohnerhöhung von 
monatlich 300 € ab dem 01.12.2023 unterliegt hin-
gegen der Steuer- und der Sozialversicherungs-
pflicht. 
 

Auszeit 
Sabbatjahr lässt sich steuergünstig über 
Zeitwertkonto finanzieren 
 
Einfach mal im Job pausieren und aus dem Hams-
terrad des Arbeitslebens aussteigen – diesen 
Wunsch hegen wohl viele Erwerbstätige in Zeiten 
steigender Arbeitsverdichtung. Wer eine berufli-
che Auszeit plant, steht jedoch schnell vor der 
Frage, wie sie sich am besten finanzieren lässt. 
 
Eine beliebte Variante ist hierbei, im Vorfeld des 
Sabbatjahres auf Lohn zu verzichten. In den Mo-
naten vor der geplanten Pause wird dann in Voll-
zeit gearbeitet, aber nur ein Teilzeitlohn gezahlt, 
so dass der Arbeitgeber den angesparten Betrag 
auf einem Zeitwertkonto parken kann. So entsteht 
ein Guthaben, mit dem der Arbeitgeber seinen Ar-
beitnehmer während der Auszeit dann bezahlen 
kann. Während der Freistellung wird folglich ein 
Teilzeitgehalt fortgezahlt. 
 
Steuerlich ist dieses Modell interessant, denn auf 
einem Zeitwertkonto eingezahlte Bruttogehälter 
sind in der Ansparphase sozialabgaben- und steu-
erfrei. Arbeitnehmer müssen erst die Auszahlun-
gen aus dem Konto versteuern. Zu diesem Zeit-
punkt sind die Steuerabzüge dann aber in der Re-
gel geringer, weil nur ein Teil des Gehalts fließt 
und deshalb auch der Steuersatz niedriger aus-
fällt. Weiterer Vorteil des Zeitwertkontenmodells 
ist, dass der Arbeitnehmer während seiner Auszeit 
ununterbrochen sozialversichert bleibt und weiter-
hin von den Arbeitgeberzuschüssen zur Kranken-
, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung 
profitiert. 
 
Wer seinen Arbeitgeber nicht von der Einrichtung 
eines Zeitwertkontenmodells überzeugen kann, 
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muss andere Wege gehen, um sein Sabbatjahr zu 
realisieren. Denkbar ist es beispielsweise, für den 
gewünschten Zeitraum einen Antrag auf unbe-
zahlten Urlaub zu stellen. Nachteil dieser Variante 
ist allerdings, dass das Sabbatjahr dann ohne Ge-
haltsfortzahlung abläuft. Somit muss sich der Ar-
beitnehmer im Vorfeld selbst ein finanzielles Pols-
ter aufbauen. Zu den weiteren Nachteilen gehört, 
dass während der Auszeit keine Arbeitgeberzu-
schüsse zur Sozialversicherung mehr fließen und 
die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung 
aus eigener Tasche aufgebracht werden müssen. 
 
Hinweis: Anders als Beamte und Angestellte im 
öffentlichen Dienst haben Arbeitnehmer in der Pri-
vatwirtschaft keinen Anspruch auf eine befristete 
Auszeit vom Job. Letztere müssen also zunächst 
ihren Arbeitgeber von der Idee überzeugen. 
 

Scheidung 
Übertragung von Miteigentum kann Speku-
lationsgewinn auslösen 
 
Wenn Sie eine Immobilie des Privatvermögens in-
nerhalb der zehnjährigen Spekulationsfrist verkau-
fen, müssen Sie den realisierten Wertzuwachs als 
Gewinn aus privaten Veräußerungsgeschäften 
versteuern. Dagegen muss bei einer Veräußerung 
binnen zehn Jahren kein Gewinn versteuert wer-
den, wenn die Immobilie zuvor selbst genutzt 
wurde. Hierzu muss eine Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken entweder 
 

· im kompletten Zeitraum zwischen An-
schaffung und Veräußerung oder 

· im Veräußerungsjahr und den beiden vo-
rangegangenen Jahren vorgelegen ha-
ben. 

 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich mit der Frage 
befasst, ob infolge eines trennungsbedingten Aus-
zugs und sich anschließender Scheidung beim 
Verkauf eines Miteigentumsanteils ein privates 
Veräußerungsgeschäft vorliegt. Im Streitfall hatten 
Eheleute ab 2008 gemeinsam mit ihrem Sohn ein 
Einfamilienhaus bewohnt, das im hälftigen Mitei-
gentum beider Partner stand. Als die Ehe in die 
Krise geriet, zog der Mann im Jahr 2015 aus. Die 
Ehefrau blieb mit dem gemeinsamen Kind in der 
Immobilie wohnen. Zwei Jahre später verkaufte 
der Mann seinen Miteigentumsanteil an seine Ex-
Frau, nachdem sie ihm die Zwangsversteigerung 
der Immobilie angedroht hatte. Das Finanzamt be-
steuerte den Wertzuwachs als privaten Veräuße-
rungsgewinn und erhielt hierfür nun grünes Licht 
vom BFH. 
 
Der Kläger habe die Immobilie weder durchgängig 
noch im Jahr der Veräußerung und in den beiden 
Vorjahren selbst genutzt, denn er sei bereits im 
Jahr 2015 ausgezogen. Eine mittelbare Nutzung 

zu eigenen Wohnzwecken könne zwar darin gese-
hen werden, dass er seinem Sohn die Immobilie 
unentgeltlich zur Nutzung überlassen habe. Aus-
schlaggebend sei hier aber die Nutzung durch die 
geschiedene Ehefrau. Diese Nutzung sei keine Ei-
gennutzung durch den Ehemann mehr („schädli-
che Mitbenutzung“). 
 
Hinweis: Eine Zwangslage, die ein privates Ver-
äußerungsgeschäft hätte ausschließen können 
(wie bei einer Enteignung oder einer Zwangsver-
steigerung), lag nicht vor. Die geschiedene Ehe-
frau hatte ihren Ex-Partner zwar erheblich unter 
Druck gesetzt, er hat seinen Anteil an dem Einfa-
milienhaus aber freiwillig - zu einem angemesse-
nen Preis - an seine geschiedene Frau veräußert. 
Laut BFH hat sich der Kläger damit wirtschaftlich 
betätigt. 
 

Patchworkfamilien 
 
In der gesetzlichen Pflegeversicherung werden El-
tern durch das Pflegeunterstützungs- und -entlas-
tungsgesetz seit Juli 2023 entlastet.  
 
Der GKV-Spitzenverband hat in seinen grundsätz-
lichen Hinweisen und Empfehlungen vom 11. Juli 
2023 u.a. auch zum Nachweis der Elterneigen-
schaft bei Patchworkfamilien Stellung genommen. 
Danach sind als Nachweis zugelassen 

· Heiratsurkunde und Nachweis über die 
Eintragung einer Lebensgemeinschaft 
und eine Meldebestätigung, dass das 
Kind als wohnhaft im Haushalt des Stief-
elternteils gemeldet ist 

· Feststellungsbescheid des Rentenversi-
cherungsträgers, in dem Kindererzie-
hungs- und Kinderberücksichtigungszei-
ten ausgewiesen sind 

· Einkommensteuerbescheid mit der Be-
rücksichtigung eines oder eines halben 
Kinderfreibetrages 

 
Sollten Sie oder Ihre Mitarbeiter hiervon betroffen 
sein, können wir hierzu gern weitere Informationen 
geben. 
 

Initiative 
Bundesrat fordert stärkere Regulierung  
Medizinischer Versorgungszentren 
 
Der Bundesrat hat die stärkere Regulierung von 
Medizinischen Versorgungszentren (MVZ) durch 
ein entsprechendes MVZ-Regulierungsgesetz ge-
fordert. Diese Forderung geht auf eine Initiative 
der Länder Bayern, Rheinland-Pfalz, Schleswig- 
Holstein und Hamburg zurück. Das Gesetz soll die 
Monopolstellung einzelner Träger verhindern und 
eine am Patientenwohl orientierte ambulante Ver-
sorgung stärken. 
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Die Entschließung des Bundesrats sieht unter an-
derem die Schaffung eines bundesweiten MVZ-
Registers und eine Kennzeichnungspflicht für Trä-
ger und Betreiber auf dem Praxisschild vor. Außer-
dem sollen Krankenhäuser künftig nur in einem 
Umkreis von bis zu 50 km von ihrem Sitz ein MVZ 
gründen können. Zudem ist die Einführung von 
Höchstversorgungsanteilen für Haus und Fach-
ärzte vorgesehen. Dies bezieht sich sowohl auf die 
arztgruppenbezogenen Planungsbereiche als 
auch auf den gesamten Bezirk der jeweiligen Kas-
senärztlichen Vereinigungen. 
 
Ferner enthält die Entschließung Regelungsvor-
schläge, um die Unabhängigkeit der ärztlichen Be-
rufsausübung im MVZ vor dem Einfluss von Kapi-
talinteressen zu schützen. Vorgesehen sind zum 
Beispiel ein besonderer Abberufungs- und Kündi-
gungsschutz für die ärztliche Leitung sowie Vorga-
ben zu deren Mindesttätigkeitsumfang. 
Hinweis: In der Begründung verweist der Bundes-
rat auf das rasante Wachstum von MVZ mit dem 
Risiko von Konzentrationsprozessen. Die stei-
gende Zahl investorengetragener MVZ gefährde 
die flächendeckende, umfassende Versorgung. 
Investoren verlagerten die Versorgungskapazitä-
ten zunehmend in lukrative Ballungsgebiete und 
legten einen stärkeren Fokus auf gut skalierbare 
und umsatzsteigernde Leistungen mit der Folge, 
dass nicht mehr das gesamte Behandlungsspekt-
rum abgebildet werde. 
 

Abgabefristen 
Wie viel Zeit bleibt für die Steuererklärun-
gen 2021 und 2022? 
 
Alle Jahre wieder sorgen die nahenden Abgabe-
fristen für Steuererklärungen für Betriebsamkeit 
unter Steuerzahlern und Steuerberatern. Während 
der Corona-Pandemie hat der Gesetzgeber die 
Fristen mehrmals verlängert. Wer seine Steuerer-
klärungen von uns anfertigen lässt, muss seine 
Steuererklärungen für 2021 bis zum 31.08.2023 
abgeben. Bei den Steuererklärungen für 2022 en-
det die Abgabefrist am 31.07.2024. 
 

Gesetzgebung 
Ab 01.07.2023 gelten neue Beitragssätze  
 
Das Bundesverfassungsgericht hatte entschie-
den, dass die Anzahl der Kinder bei den Beiträgen 
zur Pflegeversicherung berücksichtigt werden 
muss, und bis zum 31.07.2023 eine Neuregelung 
gefordert. Ab dem 01.07.2023 sollen für Versi-
cherte daher folgende Beitragssätze gelten: 
 

· Versicherte ohne Kinder: 4,00 % (Arbeit-
nehmeranteil: 2,30 %) 

· Versicherte mit einem Kind: 3,40 % (Ar-
beitnehmeranteil: 1,70 %) 

· Versicherte mit zwei Kindern: 3,15 % (Ar-
beitnehmeranteil: 1,45 %) 

· Versicherte mit drei Kindern: 2,90 % (Ar-
beitnehmeranteil: 1,20 %) 

· Versicherte mit vier Kindern: 2,65 % (Ar-
beitnehmeranteil: 0,95 %) 

· Versicherte mit fünf und mehr Kindern: 
2,40 % (Arbeitnehmeranteil: 0,70 %) 

 
Hinweis: Für Arbeitnehmer in Sachsen erhöht 
sich der Arbeitnehmeranteil um jeweils 0,50 %. 
Der Arbeitgeberanteil beträgt grundsätzlich 
1,70 % (für Arbeitgeber in Sachsen 1,20 %). Die 
Abschläge ab dem zweiten Kind gelten, solange 
alle jeweils zu berücksichtigenden Kinder unter 25 
Jahre alt sind. Der steuer- und beitragsfreie Arbeit-
geberzuschuss zur Pflegeversicherung bei freiwil-
lig gesetzlich oder privat versicherten Arbeitneh-
mern beträgt ab dem 01.07.2023 monatlich höchs-
tens 84,79 € (in Sachsen 59,85 €). 
 

Corona-Impfung 
Kündigung einer ungeimpften medizini-
schen Fachkraft rechtens 
 
Ein Krankenhaus hatte einer medizinischen Fach-
kraft gekündigt, die sich nicht gegen das Corona-
Virus impfen lassen wollte. Nach Auffassung des 
Bundesarbeitsgerichts (BAG) zu Recht: Der 
Schutz der Patienten und der übrigen Belegschaft 
vor einer Infektion habe Vorrang. 
 
Die Klägerin war seit dem 01.02.2021 als medizi-
nische Fachkraft in einem Krankenhaus tätig und 
wurde auf verschiedenen Stationen in der Patien-
tenversorgung eingesetzt. Da sie nicht bereit war, 
sich gegen das Corona-Virus impfen zu lassen, 
kündigte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis or-
dentlich und fristgemäß zum 31.08.2021. Nach 
Ansicht der Klägerin verstößt die Kündigung ge-
gen das Maßregelungsverbot. Sie sei vor Wirk-
samwerden der ab dem 15.03.2022 geltenden 
Pflicht zur Vorlage eines Impf- oder Genesenen-
nachweises für das Krankenhauspersonal nicht zu 
einer Impfung verpflichtet gewesen. 
 
Hinweis: Maßregelungsverbot bedeutet, dass der 
Arbeitgeber einen Arbeitnehmer bei einer Verein-
barung oder einer Maßnahme nicht benachteiligen 
darf, weil der Arbeitnehmer in zulässiger Weise 
seine Rechte ausübt. 
 
Das BAG sah dies anders. Mit der Kündigung 
habe das Krankenhaus seine Patienten und die 
übrige Belegschaft vor einer Infektion durch unge-
impftes medizinisches Fachpersonal schützen 
wollen. Das war das wesentliche Motiv für die Kün-
digung, die auch nicht gegen das Maßregelungs-
verbot verstößt. Zudem sei es rechtlich ohne 
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Bedeutung, dass die Kündigung vor Inkrafttreten 
der gesetzlichen Impfpflicht erklärt wurde. 
 

Schulzeitende 
Wie es nach dem Abi mit dem Kindergeld-
anspruch weitergeht 
 
Endlich frei sein! Wenn Schüler ihr Abitur in der 
Tasche haben, genießen sie häufig erst einmal die 
freie Zeit, bis der „Ernst des Lebens“ in Form einer 
Ausbildung bzw. eines Studiums beginnt. Eltern 
haben für diese Übergangszeit zwischen Schule 
und Ausbildung bzw. Studium häufig noch einen 
Kindergeldanspruch. 
 
Die Familienkasse zahlt das Kindergeld für eine 
Übergangszeit von maximal vier Monaten zwi-
schen zwei Ausbildungsabschnitten weiter. Hat 
ein Kind einen Ausbildungsvertrag unterschrie-
ben, sollte dieser frühestmöglich in Kopie an die 
Familienkasse geschickt werden, damit es nicht zu 
einer Unterbrechung bei der Kindergeldzahlung 
kommt. Während der Ausbildung laufen die Kin-
dergeldzahlungen längstens bis zum 25. Geburts-
tag des Kindes weiter, sofern die erforderlichen 
Nachweise über die Ausbildung erbracht werden. 
Entsprechendes gilt für ein Studium. Will ein Kind 
nach dem Abitur studieren, sollte dies der Famili-
enkasse ebenfalls möglichst frühzeitig mitgeteilt 
werden, damit die Kindergeldzahlungen weiterlau-
fen. Die Immatrikulationsbescheinigung kann spä-
ter (mit Studienbeginn) als Nachweis nachgereicht 
werden. Hat sich das Kind in der Zwischenzeit ge-
gen ein Studium entschieden, kann es zur Rück-
forderung von Kindergeld kommen. Wollen Eltern 
auf Nummer sicher gehen, sollten sie das Kinder-
geld erst mit Vorliegen der Immatrikulationsbe-
scheinigung rückwirkend für die freie Übergangs-
zeit bei der Familienkasse beantragen. Dann wird 
das Kindergeld maximal für die letzten sechs Mo-
nate rückwirkend gezahlt. Eltern sollten mit dem 
Antrag also nicht allzu lange warten. 
 
Hinweis: Findet das Kind nach dem Abitur keinen 
Ausbildungs- oder Studienplatz, zahlt die Famili-
enkasse das Kindergeld ebenfalls weiter - längs-
tens bis zum 25. Geburtstag des Kindes. Voraus-
setzung hierfür ist jedoch, dass das Kind beim 
Jobcenter als ausbildungssuchend gemeldet ist 
bzw. die Studienplatzabsage nachweisen kann. 
Zudem muss sich das Kind weiterhin ernsthaft um 
einen Ausbildungs- bzw. Studienplatz bemühen. 
 

Rentenanrechte 
Leistungen des Versorgungsausgleichs-
können steuerpflichtig sein 
 
Wird eine Ehe geschieden, werden die während 
der Ehe erworbenen Rentenanrechte der Ex-

Partner per Versorgungsausgleich hälftig geteilt. 
Dabei werden insbesondere Anrechte 
 

· aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, 

· aus anderen Regelsicherungssystemen 
(Beamten- oder berufsständische Versor-
gung), 

· aus der betrieblichen Altersversorgung 
und 

· aus der privaten Alters- und Invaliditäts-
vorsorge (z.B. „Riester“- oder „Rürup“-
Rente), die auf eine Rente gerichtet sind, 

 
ausgeglichen. Produkte, die ausschließlich Kapi-
talleistungen vorsehen (z.B. Kapitallebensversi-
cherung), sind demgegenüber nicht Gegenstand 
des Versorgungsausgleichs. 
 
Das Bundesfinanzministerium hat sich umfassend 
zu den einkommensteuerlichen Folgen positio-
niert, die sich aus dem Versorgungsausgleich er-
geben. Insbesondere geht es dabei um steuer-
pflichtige und steuerfreie Leistungen sowie den 
Sonderausgabenabzug. 
 
Hinweis: Wir beraten Sie gerne ausführlich zur 
einkommensteuerrechtlichen Behandlung von 
Leistungen im Zusammenhang mit einem Versor-
gungsausgleich. 
 

Neubau 
Zehnjährige Spekulationsfrist läuft ab 
Kauf des unbebauten Grundstücks 
 
Wenn Immobilien des Privatvermögens innerhalb 
der zehnjährigen Spekulationsfrist verkauft wer-
den, ist die erzielte Wertsteigerung als Gewinn aus 
privaten Veräußerungsgeschäften zu versteuern. 
Diese Regelung gilt insbesondere für Mietobjekte. 
Selbstbewohnte Immobilien fallen in der Regel 
nicht unter diese Frist und können jederzeit steu-
erfrei veräußert werden. Voraussetzung ist, dass 
eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken im kom-
pletten Zeitraum zwischen Anschaffung und Ver-
äußerung oder im Veräußerungsjahr und den bei-
den vorangegangenen Jahren vorgelegen hat. Bei 
der Berechnung der Spekulationsfrist kommt es 
auf den Zeitpunkt an, zu dem das obligatorische 
Rechtsgeschäft (Kaufvertrag) abgeschlossen wor-
den ist. Unerheblich für die Fristberechnung ist, zu 
welchem Zeitpunkt das wirtschaftliche Eigentum 
an dem Grundstück übergegangen ist (Übergang 
von Nutzen und Lasten). 
 
Wird ein unbebautes Grundstück erworben und 
anschließend bebaut, stellt sich die Frage, ab 
wann die Neubauimmobilie steuerfrei verkauft 
werden kann. Zentral ist in diesen Fällen also die 
Frage, ab wann die Spekulationsfrist beginnt. Die 
Antwort lautet: Bei Neubauten ist für den 
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Fristbeginn allein der Tag der notariellen Beurkun-
dung des Grundstückskaufvertrags maßgebend. 
Es kommt nicht darauf an, wann das neu errichtete 
Gebäude später baurechtlich genehmigt, fertigge-
stellt oder erstmals genutzt wurde. 
 
Beispiel: Am 10.01.2023 (Tag der Beurkundung 
des Kaufvertrags) erwirbt Zahnärztin Dr. Neu ein 
unbebautes Grundstück. Am 15.02.2024 lässt sie 
einen Neubau auf diesem Grundstück fertigstel-
len. Da das Datum des Grundstückskaufvertrags 
maßgebend ist, kann Dr. Neu die Neubauimmobi-
lie bereits ab dem 11.01.2033 steuerfrei veräu-
ßern. 
 
Für neu errichtete Gebäude läuft keine eigene 
Halte- oder Veräußerungsfrist. Sie werden nur 
dann in die Berechnung des privaten Veräuße-
rungsgewinns einbezogen, wenn die Spekulati-
onsfrist für das Grundstück bei Verkauf noch nicht 
abgelaufen ist. 
 

Erbschaft 
Auch Nacherben können Erbfallkostenpau-
schale abziehen 
 
Erben dürfen von ihrem erbschaftsteuerpflichtigen 
Erwerb verschiedene Nachlassverbindlichkeiten 
abziehen, darunter einen Pauschbetrag für Erb-
fallkosten in Höhe von 10.300 €. Dieser Pausch-
betrag soll vor allem die Ausgaben für die Bestat-
tung und die Regelung des Nachlasses abdecken. 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat jetzt entschieden, 
dass auch Nacherben diese Erbfallkostenpau-
schale in Anspruch nehmen können. 
 
Hinweis: Mit der testamentarischen Anordnung 
einer Vor- und Nacherbschaft setzt der Erblasser 
eine Person als Vorerben ein, die die Erbschaft zu-
nächst für einen gewissen Zeitraum nutzen kann. 
Der testamentarisch bestimmte Nacherbe wird mit 
Ende der Vorerbschaft (in der Regel mit dem Tod 
des Vorerben) zum Erben des Erblassers. Zum 
Schutz des Nacherben ist der Vorerbe in seiner 
Verfügungsmacht beschränkt. 
 
Im Streitfall war eine Nichte von ihrer Tante als 
Nacherbin eingesetzt worden. Vorerbe war der 
Onkel der Nichte. Nachdem zunächst die Tante 
und später der Onkel verstorben waren, trat die 
Nichte ihre Nacherbschaft an. Das Finanzamt 
setzte ihr gegenüber als Nacherbin Erbschafts-
teuer fest, ohne jedoch eine Erbfallkostenpau-
schale abzuziehen. Es argumentierte, die Nichte 
habe keine Beerdigungskosten für ihre Tante ge-
tragen. Die Pauschale sei bereits durch die Vor-
erbschaft „verbraucht“ gewesen. 
 
Der BFH hat der Nichte die Pauschale hingegen 
zugestanden. Bei Vor- und Nacherbschaften kann 
der Pauschbetrag seiner Ansicht nach zweimal 

abgezogen werden, obgleich nur ein Todesfall 
(hier: der Tante) zugrunde liegt. Die Beerdigungs-
kosten werden zwar bei zweimaliger Gewährung 
des Pauschbetrags auch zweimal typisierend ab-
gezogen, obwohl sie nur einmal angefallen sind. 
Der Pauschbetrag umfasst aber nicht nur Beerdi-
gungskosten, sondern auch Nachlassregelungs-
kosten, die in einem Nacherbfall durchaus zwei-
mal anfallen können. 
 
Hinweis: Zudem hat der BFH entschieden, dass 
die Erbfallkostenpauschale ohne Nachweis abge-
zogen werden darf - unabhängig davon, ob tat-
sächlich Kosten entstanden sind. 
 

Statistik 
Ärzte zählen zu den Topverdienern 
 
Der Arztberuf zählt zu den gut bezahlten Berufen. 
Ärzte haben in der Regel eine lange Ausbildungs-
zeit, hohe Verantwortung und müssen komplexe 
medizinische Kenntnisse und Fähigkeiten besit-
zen. Das versetzt sie häufig in die Lage, ein über-
durchschnittliches Einkommen zu erzielen, wie 
aus einer Übersicht des Statistischen Bundesamts 
(Destatis) über die Verdienste nach Ausbildungs-
abschlüssen und ausgewählten Berufen hervor-
geht. 
 
Unabhängig von der Berufssparte stellte Destatis 
fest: Beschäftigte mit einer abgeschlossenen Be-
rufsausbildung verdienten in Vollzeit im April 2022 
durchschnittlich 3.521 € brutto, ohne Abschluss 
war der Verdienst ca. 700 € niedriger. Wer einen 
Meister-, Techniker- oder Fachschulabschluss in 
der Tasche hatte, erhielt im Durchschnitt 4.826 €. 
Ein Bachelorabschluss führte zu einem Verdienst 
in Höhe von 4.551 €, bei einem Masterabschluss 
waren es 6.188 €. Promovierte und habilitierte Be-
schäftigte erzielten durchschnittlich sogar 8.687 €. 
 
Verdienstunterschiede resultierten - abgesehen 
vom Bildungsabschluss - aber auch aus der Be-
rufswahl. Hier sind zwischen verschiedenen Aus-
bildungsberufen deutliche Verdienstunterschiede 
feststellbar. Vollzeitbeschäftigte Friseure etwa er-
zielten im April 2022 brutto 1.778 €. Dagegen er-
hielten Mechatroniker für Kfz durchschnittlich 
3.204 €. Zu den Topverdienern zählten Piloten 
(8.733 €), Ärzte (7.706 €) und Softwareentwickler 
(5.541 €). Beschäftigte in der Altenpflege verdien-
ten dagegen 3.559 €. 
 
Hinweis: Die tatsächlichen Gehälter können je 
nach Fachrichtung, Erfahrung, Standort und ande-
ren individuellen Faktoren variieren. Wer gut ver-
dient, wird vom Staat überproportional zur Kasse 
gebeten. Dafür sorgt die Einkommensteuerpro-
gression.  
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Steuertipp 
Rechtzeitige Planung sichert steuerscho-
nenden Vermögensübergang 
 
Viele Menschen scheuen sich vor einer frühzeiti-
gen Übertragung ihres Vermögens auf die nächste 
Generation, wenngleich dies steuerlich häufig 
schon zu Lebzeiten sinnvoll ist. Die Steuerberater-
kammer Stuttgart hat diverse Möglichkeiten für ei-
nen steueroptimierten Vermögensübergang zu-
sammengestellt. Danach gilt: 
 

· Freibeträge: Durch verschiedene Freibe-
träge, die alle zehn Jahre neu gewährt 
werden, lässt sich der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer-Zugriff vermeiden oder 
senken. Wer frühzeitig beginnt, Vermögen 
zu übertragen, kann diese Beträge mehr-
mals ausschöpfen. Eheleute dürfen sich 
alle zehn Jahre 500.000 € steuerfrei 
schenken und ein Kind darf im Zehnjah-
resturnus sogar 400.000 € von jedem El-
ternteil steuerfrei erhalten. Handlungsbe-
darf für eine vorweggenommene Erbfolge 
besteht also insbesondere bei Vermögen 
oberhalb der Freibeträge und bei Übertra-
gungen zwischen entfernten Verwandten 
oder Nichtverwandten. 

· Versorgungsleistungen: Soll eine Pra-
xisnachfolge eingeleitet werden, kommt 
unter anderem eine Schenkung der Praxis 
gegen Versorgungsleistungen in Betracht. 
Die schenkende Person wird dann finan-
ziell über eine lebenslange Leibrente ab-
gesichert. 

· Nießbrauchsvorbehalt: Wenn Immobi-
lien zu Lebzeiten an die künftigen Erben 
verschenkt werden, kann sich der Schen-
ker ein sogenanntes Nießbrauchsrecht 
vorbehalten. Dadurch kann er die ver-
schenkte Immobilie weiter nutzen oder 
vermieten, wobei ihm weiterhin die 
Mieteinnahmen zustehen.  

· Steuerfreies Familienheim: Bewohnt ein 
Erbe eine Nachlassimmobilie selbst für 
mindestens zehn Jahre nach der Erb-
schaft, fällt keine Erbschaftsteuer an. Al-
lerdings muss er innerhalb von sechs Mo-
naten nach dem Erbanfall in die Immobilie 
einziehen und darf sie während der Zehn-
jahresfrist weder verkaufen noch vermie-
ten oder verpachten. Bei Kindern ist die 
Steuerbefreiung auf eine Immobilie mit ei-
ner Wohnfläche von 200 qm begrenzt. 

· Erbausschlagung: Mitunter kann es vor-
teilhaft sein, ein Erbe auszuschlagen - 
nicht nur, wenn das Erbe aus Schulden 
besteht, sondern auch, wenn es so hoch 
ist, dass die persönlichen Freibeträge 
deutlich überschritten werden. Schlägt 
zum Beispiel ein als Alleinerbe eingesetz-
ter Ehegatte die Erbschaft zugunsten der 

gemeinsamen Kinder aus, verteilt sich das 
Erbe auf mehrere Personen, so dass jede 
von ihnen ihre Freibeträge nutzen kann. 

· Pflichtteilsansprüche: Durch Schenkun-
gen zu Lebzeiten wird in der Regel das 
Vermögen im Todesfall gemindert. Dies 
hat Auswirkungen auf den Pflichtteil, den 
Enterbte geltend machen können. Daher 
zählen Schenkungen, die in den letzten 
zehn Jahren vor dem Tod veranlasst wur-
den, zum Nachlass und erhöhen damit 
den Pflichtteilsanspruch. 

 
Hinweis: Um alle steuerlichen Gestaltungsmög-
lichkeiten zu nutzen, ist professioneller Rat emp-
fehlenswert. Vor allem bei Immobilien und Ihrer 
Praxis sollten Sie uns in Ihre Überlegungen einbe-
ziehen. 
 
 
Erstmals sind Verlustrückträge in das Vor-
vorjahr möglich 
 
Bisher konnten Steuerzahler ihre nicht ausgegli-
chenen negativen Einkünfte bei der Einkommens-
teuer nur in das Jahr vor der Verlustentstehung zu-
rücktragen und den nicht verbrauchten Verlust als 
Verlustvortrag in Folgejahre mitnehmen. Mit dem 
Vierten Corona-Steuerhilfegesetz hat der Gesetz-
geber geregelt, dass Verluste ab dem Veranla-
gungszeitraum 2022 erstmals auch in das Vorvor-
jahr vor Verlustentstehung zurückgetragen wer-
den können. Dies ist allerdings nur möglich, soweit 
der Verlust nicht durch einen Rücktrag in das der 
Verlustentstehung unmittelbar vorangegangene 
Jahr verbraucht werden kann. Steuerzahler kön-
nen also nicht einfach einen punktuellen Rücktrag 
in das Vorvorjahr wählen und dabei das Vorjahr 
„überspringen“, sondern müssen sich entschei-
den, ob sie einen Verlust entweder 
 

· in die beiden Jahre vor Verlustentstehung 
zurücktragen lassen (und dann nur der 
verbleibende Betrag als Verlustvortrag 
fortbesteht) oder ob sie 

· komplett auf einen Rücktrag verzichten, 
sodass der gesamte Verlust für einen Vor-
trag in Folgejahre festgestellt wird. 

 
Hinweis: Das Finanzamt führt bei der Veranla-
gung zunächst den Verlustrücktrag durch, sofern 
dies aufgrund vorhandener positiver Einkünfte 
möglich ist. Wünschen Sie dies nicht, können Sie 
auf der Anlage „Sonstiges“ zur Einkommensteuer-
erklärung eintragen, dass Sie von Verlustrückträ-
gen absehen wollen. Welche Variante der Verlust-
nutzung steuerlich am sinnvollsten ist, lässt sich 
nicht pauschal sagen. Daher sollten Sie unbedingt 
vorab unser Beratungsangebot nutzen. 
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Wie Sie eine dauernde Berufsunfähigkeit 
nachweisen können 
Gewinne aus der Aufgabe oder dem Verkauf einer 
Praxis (oder eines Gewerbebetriebs) können Sie 
mit einem ermäßigten Einkommensteuersatz ver-
steuern. Sind Sie mindestens 55 Jahre alt oder im 
sozialversicherungsrechtlichen Sinne dauernd be-
rufsunfähig, kann der Gewinn zudem um einen 
Steuerfreibetrag von bis zu 45.000 € gemindert 
werden. Dieser Freibetrag kann nur einmal im Le-
ben beansprucht werden. 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat untersucht, wel-
che Anforderungen an den Nachweis der dauern-
den Berufsunfähigkeit zu stellen sind. Im Streitfall 
hatte eine selbständige Friseurmeisterin die 
Hauptniederlassung ihres Betriebs infolge ge-
sundheitlicher Beschwerden veräußert. In einer 
Zweigstelle ihres Salons war sie jedoch noch wei-
tere eineinhalb Jahre beruflich tätig. 
 
Nach einem vor der Veräußerung erstellten Gut-
achten zur sozialmedizinischen Leistungsbeurtei-
lung konnte sie nur noch stundenweise in ihrem 
Beruf tätig sein. Diese Einschränkung galt voraus-
sichtlich mindestens drei Jahre. Die Deutsche 
Rentenversicherung Nord hatte die Gewährung ei-
ner Erwerbsminderungsrente abgelehnt, später 
aber Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben be-
willigt und eine Umschulung finanziert. Das Ver-
sorgungsamt hatte der Friseurin einen Grad der 
Behinderung von 30 bescheinigt. 
 
Das Finanzamt lehnte es ab, ihr den Freibetrag für 
den Veräußerungsgewinn zu gewähren. Eine dau-
erhafte Berufsunfähigkeit habe nicht vorgelegen, 
weil die Friseurin ihren Beruf nach der Veräuße-
rung noch weitere eineinhalb Jahre ausgeübt 
habe. Für die Anerkennung einer dauerhaften Be-
rufsunfähigkeit hielt das Finanzamt zudem ein for-
malisiertes Nachweisverfahren (z.B. eine amts-
ärztliche Bescheinigung) für zwingend. 
 
Der BFH hat jedoch entschieden, dass die dauer-
hafte Berufsunfähigkeit nach den allgemeinen Be-
weisregeln festgestellt werden kann und es hierfür 
keines formalisierten Nachweises bedarf. Sozial-
versicherungsrechtlich ist jemand berufsunfähig, 
wenn seine Erwerbsfähigkeit wegen Krankheit  
oder Behinderung auf weniger als sechs Stunden 
täglich gesunken ist. Dabei wird ein Vergleich zur 
Erwerbsfähigkeit gesunder Personen mit ähnli-
cher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen 
vorgenommen. Der Nachweis einer Berufsunfä-
higkeit kann nicht nur durch amtsärztliche Be-
scheinigungen oder Bescheide der Sozialversi-
cherungsträger erbracht werden, sondern auch 
durch andere Nachweise. Dazu zählen beispiels-
weise fachärztliche Bescheinigungen oder Äuße-
rungen anderer Mediziner. 
 
 

Hinweis: Aus diesem Urteil folgt, dass die Aner-
kennung einer dauernden Berufsunfähigkeit kei-
nen starren Regeln folgt, sondern einer breitgefä-
cherten Nachweiserbringung zugänglich ist. Be-
troffene Steuerzahler, die ihre Praxis veräußern 
wollen, sollten ihr Krankheitsbild für steuerliche 
Zwecke möglichst umfassend dokumentieren und 
sämtliche Gutachten, Stellungnahmen und Be-
scheinigungen der konsultierten Mediziner aufbe-
wahren. 
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